
 

 

N i e d e r s c h r i f t 

HFA/VII/24 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Gemeinde Ro-
sendahl am 04.12.2008 im Sitzungszimmer des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, 
Rosendahl. 
 

Anwesend waren: 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Niehues, Franz-Josef Bürgermeister    
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Branse, Martin       
Haßler, Christa       
Löchtefeld, Klaus       
Mensing, Hartwig    Vertretung für Herrn 

Thomas Fliß 
Neumann, Michael       
Schröer, Martin    Vertretung für Herrn Horst 

Kuhl 
Söller, Hubert       
Steindorf, Ralf    bis 21.35 Uhr (während 

TOP 5) 
 
Von der Verwaltung 
 
Gottheil, Erich Allgemeiner Vertreter    
Isfort, Werner Kämmerer    
Berger, Elke Sachbearbeiterin    
Fuchs, Maria Schriftführerin    
 
Als vortragender Gast zu TOP 2 ö.S. 
 
Risthaus, Bert Dr. Referent des Landrates    
 
 

Es fehlten entschuldigt: 
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Fliß, Thomas       
Kuhl, Horst       
Reints, Hermann       
 
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
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Ende der Sitzung: 23:05 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Bürgermeister Niehues begrüßte die Ausschussmitglieder sowie den Referenten des Land-
rates, Herrn Dr. Risthaus. Er teilte mit, dass sich die Presse entschuldigt habe. 
 
Anschließend stellte er fest, dass mit Einladung vom 25. November 2008 form- und fristge-
recht geladen wurde und dass der Ausschuss beschlussfähig sei. Hiergegen erhob sich kein 
Widerspruch. 
 
 

1 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschuss-

sitzungen 
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil berichtete über die abschließende Erledigung der in 
öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse. 
 
Der Bericht wurde ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen. 

 

 

 
 

2 Beteiligung der Gemeinde Rosendahl an der zu gründenden "REGIONALE 

2016-Agentur GmbH" 

Vorlage: VII/754 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die vorliegende Sitzungsvorlage. 
 
Er begrüßte zu diesem Tagesordnungspunkt den Referenten des Landrates, Herrn 
Dr. Risthaus. 
 
Dr. Risthaus bedankte sich sehr herzlich für die Einladung. Er erläuterte ausführlich, 
aus welchen Gründen die „REGIONALE 2016-Agentur GmbH“ gegründet werden 
sollte. Die „REGIONALE 2016-Agentur GmbH“ bilde die Geschäftsstelle, die dafür 
notwendig sei, den gesamten Prozess zu steuern. Sie habe die Aufgabe, Projekte 
auszuschreiben, zu finden, mit zu qualifizieren und zum Abschluss zu bringen. 
Das Kernteam werde abgelöst durch die „REGIONALE 2016-Agentur GmbH“. An-
schließend erläuterte Dr. Risthaus, warum man sich für die GmbH als Organisati-
onsform für die Geschäftsstelle entschieden habe. Die GmbH habe sich als richtige 
Organisationsform für die Geschäftsstelle herausgestellt, sie habe sich auch bei den 
bisherigen Regionalen bewährt. Alle Kommunen sollten als Gesellschafter gewon-
nen werden. Der Geschäftsanteil betrage für die Gemeinde Rosendahl 250,00 €. 
Insofern sei es jetzt Aufgabe der Politiker zu überlegen, ob die Kommune Gesell-
schafter werden solle. Für diese Entscheidung sei der Rat zuständig.  
Die „REGIONALE 2016-Agentur GmbH“ habe die Aufgabe, Ideen aufzugreifen, Pro-
jekte auszuschreiben und auch Projekte abzulehnen. Viele Projekte hätten nicht die 
Qualität, ein Regionalprojekt sein zu können, daher werde es also zu einem Wett-
streit der besten Projektideen kommen. Der GmbH obliege es, das Ganze zu koor-
dinieren.  
 
Die GmbH bestehe aus dem Geschäftsführer, den Gesellschaftern, dem Aufsichts-
rat sowie dem Lenkungsausschuss (dies sei das Gremium, das sich um strukturelle 
Fragen des Projektes kümmere). Darüber hinaus könnten wissenschaftliche Beiräte 
hinzugezogen werden. Der Aufsichtsrat sowie der Lenkungsausschuss seien inso-
weit miteinander verknüpft, als der Lenkungsausschuss im Aufsichtsrat als Teil-
menge vorhanden sein werde (siehe Gesellschaftervertrag). 
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Hinsichtlich der weiteren Finanzierung wies Dr. Risthaus darauf hin, dass es sich um 
eine defizitäre Gesellschaft handeln werde. Die Geschäftskosten dieser Einrichtung 
würden zu 70 % vom Land gefördert, weitere 20 % übernehme die Sparkasse 
Westmünsterland. Die restlichen 10 % würden im Verhältnis ihrer Stammeinlagen 
von den Kreisen, Städten und Gemeinden übernommen. Es sei vorgesehen, dass 
die Kreise Borken und Coesfeld für ihre Städte und Gemeinden deren Pflicht zur 
Verlustabdeckung übernehmen. 
 
Für das Jahr 2009 sei vorgesehen, dass die „REGIONALE 2016-Agentur GmbH“ 
zum 1. Juli 2009 gegründet werden solle. Die Findung eines Geschäftsführers wer-
de die erste Hälfte des Jahres 2009 in Anspruch nehmen. Sofern es gelinge, einen 
geeigneten Geschäftsführer zu finden, der zum 1. Juli 2009 beginnen könne, solle 
zu diesem Zeitpunkt begonnen werden. Die Gründung solle aber auf jeden Fall im 
Zeitkorridor 1. Juli bis 1. Oktober erfolgen. Da das Land erst ab 1. Oktober 2009 mit 
der Förderung beginne, müssten die Aufwendungen zunächst durch die Gebiets-
körperschaften sowie die Sparkasse finanziert werden.  
 
In den ersten drei Quartalen des nächsten Jahres werde es öffentlichwirksame Ver-
anstaltungen geben. Daneben würden Geschäftsräume angemietet werden. 
 
Anschließend stand Dr. Risthaus den Ausschussmitgliedern für Fragen zur Verfü-
gung.  
 
Dr. Risthaus erläuterte auf entsprechende Nachfrage von Ausschussmitglied Haß-
ler, wonach sich die Höhe der jeweiligen Stammeinlage richte. 
 
Ausschussmitglied Neumann fragte nach, ob es notwendig sei, eine GmbH zu grün-
den, um weitere Fördermittel des Landes zu bekommen.  
 
Dr. Risthaus erläuterte, dass die Regionale ein Strukturprogramm sei, das organi-
siert werden müsse. Ein Mittel dazu sei die GmbH. Man müsse eine regionale Steu-
erungseinheit haben, diese werde gewöhnlicherweise in Form einer GmbH gegrün-
det. Früher seien die Regionale-Projekte reine Projekte des Städtebaus gewesen. 
Man habe rein körperliche Dinge sehen können. Dies sei auch heute noch so, es 
hätten sich aber über den Städtebau hinaus immer weitere Handlungsfelder er-
schlossen, die Themenvielfalt sei immer weiter angewachsen. Dies führe dazu, dass 
immer mehr Ressourcen der Landesregierung freigesetzt würden. 
 
Auf Frage des Allgemeinen Vertreters Gottheil erläuterte Dr. Risthaus, dass die 70 
% Landesförderung aus dem Städtebaubereich komme, diese sei nach seiner Mei-
nung nicht kofinanziert. 
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil fragte nach, ob in 2017, wenn die GmbH aufgelöst 
werde, die Kommunen ihr Geld zurückerhalten oder ob dieses dann weg sei. 
 
Hierzu teilte Dr. Risthaus mit, dass die Kommune die 250,00 € zurückerhalten wer-
de.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil wollte darüber hinaus wissen, ob der Fördersatz hö-
her sei, wenn Projekte über die Regionale abgewickelt würden. 
 
Dr. Risthaus wies darauf hin, dass es kein spezielles Programm für die Regionale 
gebe. Es würden alle Programme angezapft. Die Fördersätze würden sich nach den 
einzelnen Förderprogrammen richten und könnten daher variieren. Durch die Regi-
onale werde es nicht zu einer Änderung der Förderhöhe kommen. Projekte der Re-
gionale sollten Ausstrahlungskraft für das gesamte Gebiet haben. Die Regionale sei 
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keine Verkettung von lokalen Ideen, sondern von innovativen Gelegenheiten. Ein 
Projekt müsse nicht unbedingt mehrere Gemeinden berühren. 
 
Fraktionsvorsitzender Branse wies kritisch darauf hin, dass nach seiner Ansicht die 
Kommunen über den Geschäftsanteil von 250,00 € mit ins Boot genommen werden 
sollten. Die Kommunen sollten hierdurch für die Regionale begeistert werden. Ge-
mäß § 7 Abs. 2 des Gesellschaftervertrages würden die Gesellschafter im Verhält-
nis ihrer Stammeinlagen an den Verlusten beteiligt. Nach seiner Auffassung sollte 
kritisch abgewägt werden, ob man hier mitmachen wolle oder nicht. 
 
Bürgermeister Niehues wies darauf hin, dass es momentan nur darum ginge, eine 
Rechtsform zu finden. Die GmbH sei die geeignete Rechtsform. Er appellierte an 
die Ausschussmitglieder, die Entscheidung zu treffen, dass sich die Gemeinde Ro-
sendahl symbolisch mit 250,00 € beteilige. Die Regionale sei eine gute Sache. 
 
Fraktionsvorsitzender Branse erläuterte den Begriff der GmbH. Die GmbH sei eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Der hier vorliegende Entwurf des Gesell-
schaftervertrages beinhalte jedoch eine Hintertür. So  müssten die Kommunen ge-
mäß § 7 Abs. 3 des Gesellschaftervertrages für alles einstehen, was passieren. 
 
Hierzu teilte Dr. Risthaus mit, dass es selbstverständlich nicht nur um den Gesell-
schaftsanteil von 250,00 € gehe. Sofern eine Kommune ein Projekt habe, müsse sie 
dieses kofinanzieren, dies sei nicht Aufgabe der GmbH. Über die Kreisumlage wür-
den alle Kommunen nur zu 10 % an den Personal- und Sachkosten der GmbH mit 
zur Kasse gebeten. Dies sei eine sehr günstige Finanzierung, da die verbleibenden 
Kosten von anderen bezahlt werden würden.  
 
Bürgermeister Niehues schlug vor, den Gesellschaftsvertrag um den Satz ‚Der Kreis 
übernimmt für die Gemeinden deren Anteil’ zu ergänzen, um den Bedenken der 
Ausschussmitglieder Rechnung zu tragen. 
 
Dr. Risthaus wies diesbezüglich darauf hin, dass es so vorgesehen sei, dass der 
Kreis die Kosten trage. Wo dies rechtlich abgesichert werde, sei momentan noch 
offen, hierzu könnte ggf. ein separater Vertrag abgeschlossen werden. Er werde 
dies im Auge behalten. 
 
Auf Nachfrage von Ausschussmitglied Löchtefeld teilte Dr. Risthaus mit, dass für die 
„REGIONALE 2016-Agentur GmbH“ eine Mannschaft benötigt werde, um Projekte 
zu qualifizieren. Es werde aber entgegen der Befürchtungen von Ausschussmitglied 
Löchtefeld nicht unbegrenzt Personal eingestellt, sondern nur soviel, wie unbedingt 
nötig sei.  
 
Auf weitere Nachfrage von Ausschussmitglied Löchtefeld, ob es ausgeschlossen 
sei, dass die Sparkasse Westmünsterland als Finanzier ausfalle oder ob es sogar 
Interessenskonflikte gebe, teilte Dr. Risthaus mit, dass Interessenkonflikte ausge-
schlossen seien.  Ebenso sei es ausgeschlossen, dass die Sparkasse als Finanzier 
ausfalle. Die Sparkasse habe ein großes Interesse daran, alleiniger Sponsor zu 
sein. Die Volksbanken würden aber aufgerufen, an einzelnen Projekten mitzuwirken. 
 
Dr. Risthaus stellte nochmals klar, dass die Gemeinde Rosendahl nicht verpflichtet 
werde, in Projekte zu investieren, von denen sie nicht profitiere. 
 
Fraktionsvorsitzender Mensing fragte nach, ob in dem Gesellschaftervertrag nicht 
aufgenommen werden müsse, wie ein Gesellschafter aus der Gesellschaft austre-
ten könne. 
 
Hierzu teilte Dr. Risthaus mit, dass ein Austritt nicht vorgesehen sei.  
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Fraktionsvorsitzender Branse wies darauf hin, dass es darum gehe, einen sparsa-
men Weg zu finden. Er halte es nicht für den „Königsweg“, eine Gesellschaft mit 39 
Gesellschaftern zu gründen. 
 
Dr. Risthaus bekräftigte nochmals, dass die Gesellschaft benötigt werde. Ge-
schäftskosten würden bei jeder Einrichtung anfallen. Er erläuterte die Gründe für die 
hohe Anzahl von Gesellschaftern. Zunächst sei vorgesehen worden, dass nur die 
beiden Kreise Gesellschafter werden, hiermit seien die Bürgermeister jedoch nicht 
einverstanden gewesen. Es sei daher ausdrücklicher Wunsch der Kommunen ge-
wesen, als Gesellschafter vertreten zu sein.  
 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss fasste abschließend folgenden Beschlussvor-

schlag für den Rat: 

 
1. Der Kreis Coesfeld gründet gemeinsam mit dem Kreis Borken, den jeweils 

kreisangehörigen Städten und Gemeinden sowie den Städten und Gemeinden 
Dorsten, Haltern am See, Hamminkeln, Hünxe, Schermbeck, Selm und Werne 

eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma REGIONALE 

2016–Agentur GmbH. Das Stammkapital beträgt 25.000 €. Auf das Stamm-
kapital übernimmt die Gemeinde Rosendahl eine Stammeinlage in Höhe von 
250 €, die in bar zu erbringen ist. Die Stammeinlage wird im Haushalt 2009 
veranschlagt. 

 
2. Als Vertreter der Gemeinde Rosendahl in der Gesellschafterversammlung wird 

Bürgermeister Niehues bestellt. 
  
3. Der Benennung von zwei Vertretern der Städte und Gemeinden des Kreises 

Coesfeld in den Aufsichtsrat durch die Bürgermeisterkonferenz wird zuge-
stimmt. 

 
4. Der Bürgermeister wird ermächtigt, die Gemeinde Rosendahl bei der Grün-

dung der Gesellschaft zu vertreten, den Gesellschaftsvertrag zu schließen und 
schon vor Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister bei der Beschluss-
fassung über die Erstbestellung der Geschäftsführung mitzuwirken. Dies gilt 
auch für eine von dem vorliegenden Vertragsentwurf abweichende Fassung, 
sofern die Rechtsstellung der Gemeinde nicht wesentlich berührt wird. 

 
 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig bei 1 Enthaltung 

 
 

3 Beitritt der Gemeinde Rosendahl zu dem Verein "Münsterland e.V." zum 01. 

Januar 2009 

Vorlage: VII/737 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die vorliegende Sitzungsvorlage. Da der Kreis 
zwischenzeitlich beschlossen habe, die Kosten für die Kommunen zu tragen, schla-
ge er nunmehr den Ausschussmitgliedern vor, den seinerzeit gefassten Beschluss 
zurück zu nehmen. Ein wesentlicher Grund hierfür sei, dass die Gemeinde Ro-
sendahl ansonsten zukünftig in den Publikationen des Vereins nicht mehr enthalten 
sei. 
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Nach Klärung einiger Verständnisfragen fasste der Haupt- und Finanzausschuss 

abschließend folgenden Beschlussvorschlag für den Rat: 

 
In Abänderung des Ratsbeschlusses vom 25. Oktober 2007 tritt die Gemeinde  Ro-

sendahl zum 01. Januar 2009 dem neugebildeten Verein „Münsterland e.V.“ bei.  

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 

4 7. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Rosendahl über die Errich-

tung und Unterhaltung von Übergangsheimen (Übergangsheimsatzung) 

Vorlage: VII/753 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die vorliegende Sitzungsvorlage. 
 
Sachbearbeiterin Berger erläuterte, dass die geringere Anzahl von Bewohnern in 
den Übergangsheimen darauf zurückzuführen sei, dass bei vielen eine Statusände-
rung stattgefunden habe. Daneben gebe es wenig Neuzuweisungen. 
 
Bürgermeister Niehues wies darauf hin, dass die Gemeinde durch die Statusände-
rung einen finanziellen Vorteil habe, da sie nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
alles habe zahlen müssen. Die zu zahlenden SGB II-Regelleistungen würden dage-
gen vom Bund erstattet. 
 
Auf Nachfrage des Fraktionsvorsitzenden Branse erläuterte Bürgermeister Niehues, 
dass es für Personen, die in Asylunterkünften untergebracht seien, lediglich für die 
ersten Monate im Anerkennungsverfahren eine Kostenerstattung gebe.  
 
Auf entsprechenden Hinweis des Fraktionsvorsitzenden Mensing wies Sachbearbei-
terin Berger darauf hin, dass sich bei der Aufrechnung der Grundkosten auf Seite 4 
ein Formelfehler eingeschlichen habe, der aber keine Auswirkungen auf die Gebühr 
2009 habe, da es sich nur um Vergleichszahlen handele. 
 
Bürgermeister Niehues schlug vor, die Kalkulation dahingehend zu überprüfen, ob 
sich durch den aufgedeckten Fehler etwas verändere. 
 
Fraktionsvorsitzender Branse fragte nach, wo der Betrag für Unterhaltung in Höhe 
von 1.046,80 € herkomme. 
  
Sachbearbeiterin Berger sagte eine Klärung bis zur Ratssitzung zu. 
 
Bürgermeister Niehues schlug vor, den Beschluss zu vertagen und erst im Rat zu 
entscheiden. 
 
Mit diesem Vorschlag zeigten sich die Ausschussmitglieder einverstanden. 
 

 

 

 
 

5 4. Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung der Gemeinde Ro-

sendahl über das Friedhofs- und Bestattungswesen im Ortsteil Holtwick 

(Friedhofsgebührensatzung) 

Vorlage: VII/755 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die vorliegende Sitzungsvorlage.  
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Ausschussmitglied Schröer fragte nach, warum nicht weiter so kalkuliert werden 
könne wie bisher. 
 
Hierzu erläuterte Sachbearbeiterin Berger, dass die Kalkulationszeit 1 Jahr betrage 
und nicht gleichzusetzen sei mit der Ruhezeit. Anschließend erläuterte sie ausführ-
lich, warum die Kalkulation geändert worden sei. Aufgrund einer Seminarteilnahme 
habe sie erfahren, dass bei der Berechnung der Gebühr die bisherige Zugrundele-
gung aller Grabstellen als Maßstab unzulässig sei. Die gesamte Kalkulationsstruktur 
habe daher geändert werden müssen. 
 
Ausschussmitglied Schröer bezweifelte, dass dieser Maßstab gerecht sei. Man kön-
ne die Kalkulation auch anders angehen. So habe der Friedhof eine bestimmte 
Größe und eine bestimmte Anzahl von Grundstücken (Grabstellen). Daher könne 
man die Gesamtheit der zur Verfügung stehenden Fläche als Gebührenmaßstab 
nehmen. 
 
Sachbearbeiterin Berger wies darauf hin, dass nach dem KAG die Höhe der Inan-
spruchnahme der Gebührenmaßstab sei. Die Rechtsprechung sage, dass es auf 
einem Friedhof unter Berücksichtigung der Gesichtspunkte Nutzungsdauer und Flä-
che Möglichkeiten der Inanspruchnahme unterschiedlicher Gräberarten gebe. Man 
müsse versuchen, den entstandenen Aufwand für jede Grabart zu berechnen. 
 
Ihm erschließe sich nicht, warum im vergangen Jahr die Gebühr relativ nah dran 
war an dem, was benötigt wurde, so Ausschussmitglied Schröer. Nun sei die Ge-
bühr doppelt so hoch wie im Vorjahr. Für ihn gehöre dazu, dass Gebühren gerecht 
sein müssen. Er habe diesbezüglich beispielhafte Kalkulationen über mehrere Jahre 
und die Auswirkungen auf die Gebührenhöhe nach dem neuen Modell erstellt. Diese 

Kalkulationen sind dem Protokoll als Anlage I beigefügt. 
 
Bürgermeister Niehues wies darauf hin, dass eine Gebührenkalkulation ganz ohne 
Schwankungen nicht möglich sei, da ja nicht im voraus bekannt sei, wie viele Ster-
befälle man im nächsten Jahr habe. Natürlich sei es nicht befriedigend, dass die 
Kosten auf die Sterbefälle verteilt werden müssten. 
 
Auf entsprechenden Hinweis vom Fraktionsvorsitzenden Branse wies Sachbearbei-
terin Berger darauf hin, dass die Besonderheit bei der Friedhofsgebühr sei, dass sie 
für 25 bzw. 30 Jahre (Nutzungszeit) im voraus erhoben werde. Der Unterhaltungs- 
und Pflegeaufwand auf dem Friedhof sei dabei weitgehend gleich, unabhängig von 
der Anzahl der Bestattungen. 
 
Ausschussmitglied Schröer schlug vor, weiter so zu kalkulieren wie bisher, da die zu 
erwartenden ständigen Wellenbewegungen nach der neuen Kalkulationsmethode 
nicht in Ordnung seien. 
 
Fraktionsvorsitzender Mensing regte an, durch Senkung des kalkulatorischen Zins-
satzes eine Glättung der Gebühr herbeizuführen. 
 
Kämmerer Isfort wies darauf hin, dass eine angemessene Verzinsung zu erwirt-
schaften sei. Die Entscheidung über eine angemessene Verzinsung unterliege der 
Willensbildung der Politik. Diese Entscheidung habe die Politik nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu treffen.  
 
Es gebe Gerichtsurteile zur Höhe der kalkulatorischen Zinsen, so Fraktionsvorsit-
zender Mensing. 
 
Bürgermeister Niehues regte an, für ein Jahr den kalkulatorischen Zins auf 4 % zu 
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senken. Als Übergangslösung für ein Jahr würde er dies mittragen. 
 
Kämmerer Isfort wies darauf hin, dass die Angemessenheit des Zinssatzes nicht für 
eine Gebühr abweichend festgelegt werden könne. Der Zinssatz müsse für alle Ge-
bühren gleich angesetzt werden. Die Angemessenheit könne nur einmal festgelegt 
werden. 
 
Ausschussmitglied Neumann stellte für die WIR-Fraktion den Antrag, den kalkulato-
rischen Zinssatz auf 2,5 % abzusenken.  
 
Man müsse alle Faktoren sehen, so Kämmerer Isfort. Nach der Literatur habe bei 
der Festsetzung des kalkulatorischen Zinssatzes eine Orientierung an den aktuellen 
Zinssätzen zu erfolgen. Sofern ein atypischer Fall bei der Gebührenkalkulation vor-
liege, könne über eine Senkung nachgedacht werden. Die Entscheidung dürfe aber 
nicht willkürlich getroffen werden. 
 
Bürgermeister Niehues wies darauf hin, dass die neu kalkulierten Gebührensätze 
noch unter den Gebührensätzen der umliegenden kommunalen Friedhöfe und der 
beiden kirchlichen Friedhöfe in Rosendahl lägen. Daher könne hier nicht von einem 
atypischen Fall ausgegangen werden. 
 
Ausschussmitglied Schröer vertrat die Auffassung, dass die Gebühren konstant 
gehalten werden müssten. Er werde den Antrag an die Verwaltung formulieren, 
dass diese einen Gebührensatz finde, der gerechter sei. 
 
Sachbearbeiterin Berger verwies auf die Möglichkeit einer 2- bzw. sogar 3-Jahres-
Kalkulation. Es sei theoretisch möglich, eine Kalkulation für zwei oder auch drei Jah-
re zu erstellen. Da die Abrechnung der Vorjahre innerhalb von drei Jahren erfolgen 
müsse, würde sie aber nur für einen zweijährigen Zeitraum plädieren. 
 
Diese Überlegungen hätten Vorteile, so Kämmerer Isfort. Sofern die Grundlagen 
sauber errechnet werden, könnten damit extreme Schwankungen abgemildert wer-
den. 
 
Anschließend ließ Bürgermeister Niehues zunächst über den Antrag der WIR-
Fraktion abstimmen, den kalkulatorischen Zinssatz auf 2,5 % abzusenken. 
 
Abstimmungsergebnis: 2 Ja-Stimmen 
 6 Nein-Stimmen 
 

Der Antrag war damit abgelehnt. 
 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss fasste abschließend folgenden Beschluss: 
 
 

 
Die Verwaltung wird beauftragt, alternative Modelle zur Gebührenkalkulation zu un-
tersuchen, damit zukünftig starke Gebührenschwankungen vermieden werden. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig bei 2 Enthaltungen 
 
 
Bürgermeister Niehues wies darauf hin, dass damit über die Friedhofsgebühr erst 
im Februar 2009 beschlossen werden könne. 
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6 5. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für Umla-

gen der Wasser- und Bodenverbände und für sonstige Kosten der Gewäs-

serunterhaltung 

Vorlage: VII/745 
 
Bürgermeister Niehues verwies auf die vorliegende Sitzungsvorlage. 
 
Auf entsprechende Frage, wie hoch der Gebührenverzicht aufgrund der Kleinbe-
tragsregelung in der Satzung sei, wurde durch den Kämmerer Isfort eine Beantwor-
tung über das Protokoll zugesagt. 
 

Antwort: Der Gebührenverzicht laut Kleinbetragsregelung 
beträgt pro Jahr ca. 4.000 – 5.000 €. 

 

Der Haupt- und Finanzausschuss fasste abschließend folgenden Beschlussvor-

schlag für den Rat: 

 
Die der Sitzungsvorlage Nr. VII/745 als Anlage I beigefügte 5. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für Umlagen der Wasser- und Bo-
denverbände und für sonstige Kosten der Gewässerunterhaltung (Wasserver-
bandsgebühren) in der Gemeinde Rosendahl wird beschlossen. Eine Ausfertigung 
ist dem Originalprotokoll als Anlage beigefügt. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 

7 Mitteilungen 
 
Mitteilungen lagen nicht vor. 

 

 

 
 

8 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 
 

 

 

 
 

8.1 Einbahnstraßenregelung auf der Alfred-Nobel-Straße - Herr Schröer 
 
Ausschussmitglied Schröer fragte nach, wer die Einbahnstraßenregelung auf der 
Alfred-Nobel-Straße beantragt habe und welchen Grund diese Regelung habe. 
 
Hierzu teilte Bürgermeister Niehues mit, dass der Antrag vom Geschäftsführer der 
Fa. SCHÖNOX gestellt worden sei. Ausschlaggebend seien Sicherheitsgründe ge-
wesen, weil durch den starken LKW-Verkehr aus beiden Richtungen oft gefährliche 
Situationen aufgetreten seien. 
 
Auf Nachfrage von Ausschussmitglied Löchtefeld wies Bürgermeister Niehues da-
rauf hin, dass diese Regelung vom Kreis Coesfeld verkehrsrechtlich angeordnet 
worden sei.  
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8.2 Drohender Hausärztemangel in Rosendahl - Herr Neumann 
 
Angesichts des in Rosendahl in den nächsten Jahren zu erwartenden Hausärzte-
mangels regte Ausschussmitglied Neumann an, bei der Uni Münster nachzufragen, 
ob es dort Interessenten für Rosendahl gebe. 

 

 

 
 

9 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO 
 
Einwohner waren nicht anwesend. 

 

 

 
 
 
 
 
 

Franz-Josef Niehues 
Ausschussvorsitzende/r 

Maria Fuchs 
Schriftführer/in 
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